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Entscheidungen und Erkenntnisse

Einholung von Vergleichsangeboten anderer Sachverständiger 
(§§ 351 und 355 ZPO)
1.	 In einigen zweitinstanzlichen Entscheidungen ist 

die Ansicht vertreten worden, das Gericht sei ver-
pflichtet, den Parteien vor der Bestellung eines 

Sachverständigen zwecks Reduzierung der Kos-
tenbelastung die Einholung von Vergleichsange-
boten gleich qualifizierter Sachverständiger zu 
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ermöglichen. Unter mehreren gleich qualifizierten 
Sachverständigen müsse dann jener bestellt wer-
den, dessen Gutachterarbeit für das Verfahren die 
geringste Kostenbelastung bedeute. Der OGH hat 
in einer Entscheidung ausgesprochen, das Erst-
gericht treffe eine Erörterungspflicht, wenn ein ins 
Auge gefasster Kostenvorschuss sowohl in abso-
luter Hinsicht als auch (unter Berücksichtigung des 
Streitwerts) in relativer Hinsicht besonders hoch 
sei.

2.	 Diese Ansicht birgt aber die Gefahr in sich, dass 
ein Sachverständiger, der vom Gericht auf der 
Grundlage eines von einer Partei abgeforderten 
Vergleichsangebots bestellt wird, zumindest dem 
Anschein einer Voreingenommenheit zugunsten 
dieser Partei unterliegen könnte. Dieser Anschein 
ist unbedingt zu vermeiden.

3.	 Daher ist vielmehr jeder Partei das Recht einzu-
räumen, bei Gericht die Einholung von Vergleichs
angeboten (Gebührenschätzungen) bei Sachver-
ständigen zu beantragen, deren Auswahl allein 
dem Gericht obliegt und die die gleiche Qualifi-
kation wie der bereits befasste Sachverständige 
aufweisen müssen. Machen die vom Gericht kon-
taktierten weiteren Sachverständigen ihre Schät-
zung von einer Gebührenzahlung abhängig, so ist 
der antragstellenden Partei ein entsprechender 
Kostenvorschuss abzuverlangen. Nach Vorliegen 
der Vergleichsangebote hat das Gericht den kos-
tengünstigsten Sachverständigen zu beauftragen; 
qualitative Überlegungen scheiden auf dieser Stu-
fe aus, weil sie vom Gericht bereits in der Phase 
davor, also bei der Auswahl der weiteren Sachver-
ständigen, anzustellen sind. Dabei ist vom bereits 
erteilten Gutachtensauftrag auszugehen.

4.	 Da eine Pflicht zur uneingeschränkten Berück-
sichtigung von Vergleichsangeboten Verfahrens-
verzögerungen nach sich ziehen könnte, die zu 
einer möglichen Gebühreneinsparung in keinem 
angemessenen Verhältnis stehen würden, sind 
Vergleichsangebote nur dann angezeigt, wenn ein 
bereits befasster Sachverständiger Gebühren in 
Aussicht stellt, die sowohl in absoluter als auch re-
lativer Hinsicht außerordentlich hoch sind. Außer-
dem reichen zwei Vergleichsangebote aus, weil da-
mit schließlich insgesamt drei Angebote vorliegen, 
die typischerweise ein hinreichend aussagekräfti-
ges Bild des einschlägigen „Marktes des Fachwis-
sens“ vermitteln.

OLG Wien vom 3. Dezember 2024, 11 R 68/24m und 
11 R 179/24k

Mit Beschluss vom 1. 3. 2023 bestellte das Erstgericht 
Dipl.-Ing. H. zum Sachverständigen mit dem Auftrag, ein 
Gutachten zu dem von den Gästen eines Lokals ausge-
henden Lärm zu erstatten, wobei der Sachverständige 
insbesondere feststellen sollte, a) welcher Spitzen- und 

Dauerschallpegel im Objekt des Klägers mit den Gästen 
und ohne die Gäste auftritt und b) welcher Spitzen- und 
Dauerschallpegel sonst in der näheren Umgebung des 
Hauses mit den Gästen und ohne die Gäste auftritt. In der-
selben Entscheidung ersuchte das Erstgericht den Sach-
verständigen um die Bekanntgabe der voraussichtlichen 
Gutachtenskosten.

In seinem Schreiben vom 8. 5. 2023 bezifferte der ge-
nannte Sachverständige die zu erwartenden Gebühren mit 
€ 42.000,– brutto.

Daraufhin trug das Erstgericht dem Kläger mit Beschluss 
vom 8. 5. 2023 unter Berücksichtigung der vom Kläger 
bereits erlegten € 4.000,– auf, binnen 14 Tagen einen wei-
teren Kostenvorschuss von € 38.000,– zu erlegen.

Diesen zuletzt genannten Beschluss hob der erkennende 
Senat am 28. 7. 2023 (11 R 135/23p) in Stattgebung des 
Rekurses des Klägers auf und verwies die Rechtssache 
zur Verfahrensergänzung und neuerlichen Entscheidung 
an das Erstgericht zurück. Begründend führte das Re-
kursgericht insbesondere aus, den Parteien müsse die 
Gelegenheit eingeräumt werden, zur Gebührenschätzung 
des Sachverständigen Stellung zu nehmen, was bisher 
verabsäumt worden sei; dabei hätten die Parteien auch 
die Möglichkeit, dem Gericht konkrete Vergleichsangebo-
te anderer gerichtlich beeideter Sachverständiger vorzule-
gen. Hingegen obliege die Beurteilung der Notwendigkeit 
und des Umfangs des einzuholenden Gutachtens nicht 
dem Rekursgericht.

Mit Beschluss vom 30. 8. 2023 stellte das Erstgericht den 
Parteien frei, sich binnen drei Wochen zur Höhe des auf-
getragenen Kostenvorschusses zu äußern und allenfalls 
kostengünstigere Alternativen vorzuschlagen.

Die Erstbeklagte äußerte in ihrer Eingabe vom 3. 11. 2023 
keine Einwände. Hingegen beanstandete der Kläger in 
seinem Schriftsatz vom 3. 11. 2023 sowohl die Ausge-
staltung des Gutachtensauftrags als auch das vom Sach-
verständigen ins Auge gefasste Messkonzept und legte 
neben drei anderen Urkunden auch zwei Anbote vor, näm-
lich des allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten 
Sachverständigen Dipl.-Ing. I. vom 26. 9. 2023 und der 
J. GmbH vom 18. 10. 2023.

In der anschließenden Tagsatzung vom 14. 3. 2024 erörter-
te das Erstgericht mit den Parteien im Beisein des bereits 
bestellten Sachverständigen die weitere Vorgangsweise. 
Schließlich ersuchte die Erstrichterin den Sachverständi-
gen, auf Basis des bereits erteilten Gerichtsauftrags bin-
nen 14 Tagen die voraussichtlichen Gebühren für ein vom 
Sachverständigen erläutertes reduziertes Messprogramm 
bekannt zu geben.

In seinem anschließenden Schreiben vom 14. 3. 2024 be-
zifferte der Sachverständige diese zuletzt genannten Ge-
bühren mit € 29.000,– brutto.

In seiner Äußerung vom 12. 4. 2024 beanstandet der Klä-
ger neuerlich die Formulierung des Gutachtensauftrags 
und den Umstand, dass die Erstrichterin keine anderen 
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gerichtlich beeideten und zertifizierten Sachverständigen 
um Vergleichsangebote ersucht habe. Hingegen machten 
die Beklagten in ihren getrennten Eingaben vom 10. 4. 
2024 und 12. 4. 2024 keine Bedenken geltend.

Daraufhin trug das Erstgericht dem Kläger mit Beschluss 
vom 16. 4. 2024 den Erlag eines weiteren Kostenvor-
schusses von € 25.000,– auf.

Gegen diesen zuletzt genannten Beschluss erhob der Klä-
ger einen Rekurs, der auf die Aufhebung der bekämpften 
Entscheidung abzielt. ...

In seinem Schreiben vom 3. 5. 2024 gab der bereits be-
stellte Sachverständige bekannt, seine Gebühren würden 
sich bei einer Verlängerung der Messdauer bis 6:00 Uhr 
früh auf € 35.000,– brutto erhöhen.

Mit Beschluss vom 3. 5. 2024 trug das Erstgericht dem 
Kläger auf, binnen drei Wochen bekannt zu geben, ob die 
Erweiterung des Messprogramms bis 6:00 Uhr früh ge-
wünscht werde, und wies darauf hin, dass in diesem Fall 
ein weiterer Kostenvorschuss von € 6.000,– auferlegt wer-
den müsse.

Gegen diesen Beschluss erhob der Kläger einen weiteren 
Rekurs mit dem Antrag, die bekämpfte Entscheidung zum 
Zweck einer Verfahrensergänzung aufzuheben.

I. Zum Rekurs gegen den Beschluss vom 16. 4. 2024:

1. Der Kläger beanstandet über weite Strecken seines 
Rekurses, das Erstgericht habe dem Sachverständigen in 
seinem Gutachtensauftrag in unzulässiger Weise bereits 
die Messmethodik vorgegeben.

Diese Ausführungen sind schon allein deshalb nicht ziel-
führend, weil im Rekursverfahren über die Höhe des Kos-
tenvorschusses keine Vorentscheidungen gefasst werden 
sollen, die der meritorischen Entscheidung in der Haupt-
sache vorgreifen. Der Umfang des Gutachtensauftrags 
entzieht sich daher im gegenwärtigen Verfahrensstadium 
einer Überprüfung durch das Rekursgericht (siehe bereits 
die Rekursentscheidung 11 R 135/23p).

Darüber hinaus trifft der vom Kläger hier geäußerte Vor-
wurf auch inhaltlich nicht zu. Denn der Gutachtensauftrag 
ist so zu verstehen, dass dem Sachverständigen die Me-
thodik zur Erfüllung dieses Auftrags überlassen bleibt. Das 
wird auch in der Begründung des hier angefochtenen Be-
schlusses ... bekräftigt.

2. Berechtigt ist der vorliegende Rekurs aber insofern, als 
er sich auf die Problematik der Vergleichsangebote be-
zieht.

2.1. In einigen zweitinstanzlichen Entscheidungen ist die 
Ansicht vertreten worden, das Erstgericht sei verpflichtet, 
den Parteien vor der Bestellung eines Sachverständigen 
zwecks Reduzierung der Kostenbelastung die Einholung 
von Vergleichsangeboten gleich qualifizierter Sachver-
ständiger zu ermöglichen (OLG Wien, SV 2000, 176 [zu-
stimmend Krammer]; SV 2012, 214; im gegenständlichen 

Prozess 11 R 135/23p). Unter mehreren gleich qualifizier-
ten Sachverständigen müsse dann jener bestellt werden, 
dessen Gutachterarbeit für das Verfahren die geringste 
Kostenbelastung bedeute (OLG Wien, SV 2012/4, 214; 
davor bereits Krammer, SV 2000, 177 [Anmerkung]; der-
selbe, Sachverständigengebührenbestimmung, SV 2001, 
2 [7]).

Der OGH hat in einer Entscheidung ausgesprochen, das 
Erstgericht treffe eine Erörterungspflicht, wenn ein ins 
Auge gefasster Kostenvorschuss sowohl in absoluter Hin-
sicht als auch (unter Berücksichtigung des Streitwerts) in 
relativer Hinsicht besonders hoch sei, und in diesem Zu-
sammenhang auf die zweitinstanzliche Judikatur zur Mög-
lichkeit der Vorlage von Vergleichsangeboten hingewiesen 
(16 Ok 5/18y, Punkt 5.2. bis 6.).

2.2. Der erkennende Senat hält die unter Punkt I.2.1. dar-
gestellte Judikatur und die von Krammer zu diesem The-
ma verfassten Publikationen im Kern für überzeugend; in 
den folgenden Teilbereichen ist aber eine Korrektur bzw 
Präzisierung geboten.

2.2.1. Bedenken bestehen zunächst gegen den bisher 
vertretenen Lösungsansatz, wonach die Beibringung von 
Vergleichsangeboten den Parteien obliege. Denn es bleibt 
dabei unberücksichtigt, dass ein Sachverständiger, der 
auf Basis eines von einer Partei eingeholten Vergleichsan-
gebots vom Gericht betraut wird, in weiterer Folge unter 
Umständen sehr hohe Gebühren lukriert, die er primär 
der Partei zu verdanken hat, die ihm das Vergleichsan-
gebot abverlangt hat. Vordergründig könnte man dage-
gen ins Treffen führen, dass letztlich jede Partei, die sich 
auf den Sachverständigenbeweis stützt, dem schließlich 
vom Gericht bestellten Sachverständigen indirekt zusätz-
liche Einkünfte verschafft. Diese Argumentation verfehlt 
aber den springenden Punkt, zumal die Nahebeziehung 
zwischen einer Partei und einem Sachverständigen um 
ein Vielfaches enger ist, wenn der Bestellung ein von der 
Partei eingeholtes und von diesem Sachverständigen ver-
fasstes Vergleichsangebot vorangeht. Noch intensiver ist 
dieser Kontakt dann, wenn der Sachverständige sein Ver-
gleichsangebot von der Zahlung eines Honorars abhängig 
macht, sodass zwischen ihm und der betreffenden Partei 
sogar ein entgeltliches Rechtsgeschäft zustande kommt.

Die bisher – soweit überblickbar: einhellige – Ansicht birgt 
daher die Gefahr in sich, dass ein Sachverständiger, der 
vom Gericht auf der Grundlage eines von einer Partei abge-
forderten Vergleichsangebots bestellt wird, zumindest dem 
Anschein einer Voreingenommenheit zugunsten dieser Par-
tei unterliegen könnte. Dieser Anschein ist gemäß § 19 Z 2 
JN (iVm § 355 Abs 1 ZPO) unbedingt zu vermeiden (RIS-
Justiz RS0046052).

Der erkennende Senat hält daher die Beibringung von Ver-
gleichsvorschlägen durch die Parteien (in Abkehr von der 
bisher herrschenden Auffassung und insofern auch von 
der im gegenständlichen Verfahren gefällten Rekursent-
scheidung 11 R 135/23p) nicht für sachgerecht. Vielmehr 
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ist jeder Partei (mit den sogleich unter Punkt I.2.2.2. er-
läuterten Einschränkungen) das Recht einzuräumen, beim 
Erstgericht die Einholung von Vergleichsangeboten (Ge-
bührenschätzungen) bei Sachverständigen zu beantra-
gen, deren Auswahl allein dem Erstgericht obliegt und die 
die gleiche Qualifikation wie der bereits befasste Sachver-
ständige aufweisen müssen. Machen die vom Erstgericht 
kontaktierten weiteren Sachverständigen ihre Schätzung 
von einer Gebührenzahlung abhängig, so ist der antrag-
stellenden Partei ein entsprechender Kostenvorschuss 
abzuverlangen. Nach Vorliegen der Vergleichsangebote 
hat das Erstgericht den kostengünstigsten Sachverstän-
digen zu beauftragen; qualitative Überlegungen scheiden 
auf dieser Stufe aus, weil sie vom Erstgericht bereits in der 
Phase davor, also bei der Auswahl der weiteren Sachver-
ständigen, anzustellen sind.

2.2.2. Darüber hinaus könnte eine Pflicht zur uneinge-
schränkten Berücksichtigung von Vergleichsangeboten 
Verfahrensverzögerungen nach sich ziehen, die zu einer 
möglichen Gebühreneinsparung in keinem angemesse-
nen Verhältnis stehen würden.

Der erkennende Senat hält daher Vergleichsangebote nur 
dann für angezeigt, wenn ein bereits befasster Sachver-
ständiger Gebühren in Aussicht stellt, die im Sinne der 
zuvor zitierten Entscheidung 16 Ok 5/18y sowohl in abso-
luter als auch relativer Hinsicht außerordentlich hoch sind. 
Außerdem reichen zwei Vergleichsangebote aus, weil 
damit schließlich insgesamt drei Angebote vorliegen, die 
typischerweise ein hinreichend aussagekräftiges Bild des 
einschlägigen „Marktes des Fachwissens“ (Krammer, SV 
2000, 177 [Anmerkung]) vermitteln.

2.3. Im gegenständlichen Verfahren sind die vom Sach-
verständigen in seinem Schreiben vom 14. 3. 2024 ge-
schätzten Gebühren von € 29.000,–, auf denen der nun 
angefochtene Beschluss beruht, sowohl in absoluter als 
auch – angesichts des Streitwerts von € 20.000,– – re-
lativer Hinsicht äußerst hoch. Nach den unter Punkt I.2. 
dargelegten Grundsätzen ist es daher geboten, vor der 
Bestellung dieses Sachverständigen Vergleichsangebote 
in die Betrachtung einzubeziehen, falls eine Partei dies an-
strebt.

Im vorliegenden Rekurs macht der Kläger – auch – gel-
tend, das Erstgericht habe die Einholung von Vergleich-
sangeboten verabsäumt. Zwar hat der Kläger im erstin-
stanzlichen Verfahren einen darauf abzielenden Antrag 
nicht explizit gestellt; sein in der Äußerung vom 12. 4. 
2024 erhobener Vorwurf, wonach die Einholung von Ver-
gleichsangeboten zu Unrecht unterblieben sei, hätte aber 
zur Vermeidung einer im Sinne des § 182a ZPO unzulässi-
gen Überraschungsentscheidung mit dem Kläger erörtert 
werden müssen. Mangels dieser Erörterung ist das erstin-
stanzliche Verfahren mit einer vom Kläger mit hinreichen-
der Deutlichkeit relevierten primären Mangelhaftigkeit be-
haftet, die die Aufhebung der bekämpften Entscheidung 
unumgänglich macht.

Im fortgesetzten Verfahren wird dem Kläger die Gelegen-
heit zu gewähren sein, innerhalb einer vom Erstgericht 
festzusetzenden Frist die Einholung von maximal zwei 
Vergleichsangeboten anderer, gleich qualifizierter Sach-
verständiger zu beantragen, und zwar ausschließlich auf 
Basis des vom Erstgericht bereits erteilten und im ge-
genständlichen Rekursverfahren nicht zu prüfenden (sie-
he oben Punkt I.1.) Gutachtensauftrags vom 1. 3. 2023. 
Im Falle einer derartigen Antragstellung werden die unter 
Punkt I.2.2. dargestellten Grundsätze zu berücksichtigen 
sein. Unter Umständen kann dies zur Enthebung des bis-
her befassten und Bestellung eines anderen Sachverstän-
digen führen.

3. Der Kostenvorbehalt beruht auf § 52 ZPO (siehe 11 R 
135/23p).

II. Zum Rekurs gegen den Beschluss vom 3. 5. 2024:

Der Kläger geht davon aus, dass ihm im hier angefochte-
nen Beschluss ein weiterer Kostenvorschuss von € 6.000,– 
aufgetragen worden sei, und führt gegen diesen seiner 
Ansicht nach ungerechtfertigten „Auftrag“ Argumente ins 
Treffen. Die dem Rekurs zugrunde liegende Prämisse trifft 
aber nicht zu, denn das Erstgericht hat dem Kläger hier 
in Wahrheit keinen Kostenvorschuss auferlegt, sondern 
bloß darauf hingewiesen, dass ein solcher Auftrag unter 
bestimmten Voraussetzungen erfolgen werde. Dabei han-
delt es sich um die bloße Ankündigung einer gerichtlichen 
Vorgangsweise, die nach gefestigter höchstgerichtlicher 
Judikatur unanfechtbar ist (RIS-Justiz RS0043731 [T1]). 
Der vorliegende Rekurs ist deshalb als unzulässig zurück-
zuweisen.

Die Entscheidung über die Rekurskosten beruht auf § 40 
und § 50 Abs 1 ZPO.

Anmerkung:

Die Entscheidung betont den ökonomischen Aspekt des 
Sachverständigenbeweises, da dieser nicht dazu führen 
soll, dass das Verfahren für die Parteien unwirtschaftlich 
wird. In diesem Sinn entspricht es auch bereits bisher der 
Rechtsprechung, dass Sachverständige zu einer detail-
lierten Stellungnahme verpflichtet sind, wenn eine Partei 
Einwände gegen eine Kostenschätzung erhebt (Krammer/
Schmidt/Guggenbichler, SDG – GebAG4 [2018] Anh § 42 
GebAG E 9). In diesem Fall kann auch die Einholung von 
„Vergleichsangeboten“ anderer Sachverständiger in Be-
tracht kommen, wobei diese Vorgangsweise aufgrund 
des damit verbundenen Zeit- und unter Umständen auch 
Kostenaufwands aber auf Ausnahmefälle beschränkt sein 
sollte. Der Entscheidung ist meines Erachtens auch da-
hin gehend zuzustimmen, dass die Vergleichsangebote 
durch das Gericht einzuholen sind, um die Objektivität zu 
gewährleisten und den Anschein einer Befangenheit zu 
vermeiden. Auch generell sollen die Parteien zwar in die 
Auswahl des Sachverständigen eingebunden werden, die 
Entscheidung obliegt aber stets dem Gericht.

Manfred Mann-Kommenda


